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Taschengeld für Untersuchungs-
gefangene nach dem neuen SGB //

WilliWilhelm

Rückblick
Mit der Entscheldung des Bundesverwaltungsgerichts

(BVerwG) vom 12.10.1993 (5 C 3892) wurde höchstrich-
terlich entschieden, dass der mittellose Untersuchungsge-
fangene, der unverschuldet ohne Arbeit ist, Anspruch gem.

$ 21 Bundessozialhilfegesetz (BSHG) auf Taschengeld im
Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt zur Deckung des
Bedarfs an persönlichen Bedürfnissen hat. Die Höhe des
Taschengeldes für Untersuchungsgefangene betrug 15 v.

Hundert des Regelsatzes eines Haushaltsvorstandes; zu-
letzt war das ein Betrag von ca. 50 € im Monat. Leistungs-
träger für das Taschengeld für Untersuchungsgefangene
nach dem BSHG war nicht die Justizverwaltung, sondern
die kommunalen Sozialhilfeträger, wo der Antragsteller vor
der Inhaftierung seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. Die
Entscheidung im BSHG war damals sehr zu begrüßen, si-
cherte sie doch mittellosen Untersuchungsgefangenen ih-
ren Lebensbedarf im Vollzug. Schädliche Abhängigkeits-
verhältnisse unter Gefangenen konnten aufgebrochen
werden, entwürdigende Erniedrigungen und Betteleien,
welchen mittellose Untersuchungsgefangene ausgesetzt
waren, hörten auf. Jeder hatte sein Auskommen, was sich
Ietztendlich sehr positiv auf das Klima in den Untersu-
chungshaftabteilungen der Justizvollzugsanstalten aus-
wirkte.

Neue Situation durch das SGB ll seit
dem 1 .1 .2005

Das alte BSHG ist am 31 .12.2004 au3er Kraft getreten;
den $ 21 BSHG, in dem derTäschengeldanspruch für Un-
tersuchungsgefangene festgeschrieben war, gibt es nicht
mehr! Durch die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe
und Sozialhilfe (besser bekannt durch den Begriff der
,,Hartz lV-Gesetzgebung") gibt es im Sozialhilferecht seit
dem 1.1.2005 neue Flechtsgrundlagen und Zuständigkei-
ten. Nicht mehr die örtlichen Sozialhilfeleistungsträger
entscheiden über die Taschengeldanträge von Untersu-
chungsgefangenen, sondern i.d.R. sogenannte Arbeitsge-
meinschaften der Kommunen und der Bundesagentur für
Arbeit. Nach anfänglichen Anlauf- und Kompetenzschwie-
rigkeiten dortigerseits ergingen zwischenzeitlich erste
Bescheide zu Taschengeldanträgen von U ntersuchun gsge-
fangenen. Die Sicherung des Lebensunterhaltes regelt seit
dem 1.1.2005 die SGB Gesetzgebung. Die Grundsätze und
Ziele des 1. Kapitels des relevanten SGB ll (Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende) sind mit ,,Fördern und Fordern"
umschrieben und haben primär die Wiedereingliederung
von Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt im Fokus. Nach den
gesetzlichen Neuregelungen besteht dem Grunde nach
zwar ein Anspruch nach dem SGB ll (Grundsicherung für
Arbeit Suchende), wenn Betroffene kürzer als sechs
Monate inhaftiert sind. Bisher wird seitens der Bun-
desagentur für Arbeit und dem zuständigen Bundesminis-
terium jedoch ein Anspruch auf einen zusätziichen Geld-
betrag (Taschengeld) verneint. Begründung: lnhaftierte
erhalten alle für ihren Lebensunterhalt edorderlichen Leis-
tungen durch die Justizvollzugsanstalt und deshalb liegt
kelne Bedürftigkeit vor. Es wird ferner argumentiert: Einem

Untersuchungsgefangenen ist aufgrund der lnhaftierung
eine Arbeitsaufnahme bzw. aktiv an Maßnahmen zur Ein-
gliederung mitzuwirken, nicht möglich. Die Vermittlungs-
fähigkeit ist jedoch Voraussetzung für die Gewährung von
Leistungen nach dem SGB Il. Die Grundsicherung für
Arbeit Suchende nach dem SGB ll umfasst den gesamten
Personenkreis von .1 5 bis 65 Jahren, dem eine tägliche
Arbeitszeit von mindestens drei Stunden möglich ist. Durch
die in SGB ll S 5 Abs. 2 festgeschriebenen Verhältnisse zu
anderen Leistungen des SGB kommt eine isolierte An-
spruchsgrundlage für ein Taschengeld für Untersuchungs-
gefangene nach SGB Xll S 35 (notwendiger Lebensunter-
halt in Einrichtungen) leider auch nicht in Betracht. Wenn
Leistungsberechtigung dem Grunde nach gem. SGB ll
(Altersgruppe 15 bis 65 Jahre zu mindestens drei Stunden
täglicher Arbeitszeit fähig) vorliegt, dann schließt dies gem.
SGB ll S 5 Abs. 2 Leistungen nach dem dritten Kapitel des
SGB Xll aus. Demgemäß könnten allenfalls über 65-jähri-
ge mittellose Untersuchungsgefangene nach dem SGB Xll
$ 35 einen Taschengeldanspruch realisieren. Auch eine ver-
schwindend geringe Anzahl von Untersuchungsgefange-
nen, denen aus gesundheitlichen Gründen eine tägliche
Arbeitszeit von mindestens drei Stunden nicht möglich ist,
wurde hier darunterfailen - allerdings mit der riesigen Hürde
verbunden, dass diese Arbeitsunfähigkeit von Arzten der
Agentur für Arbeit attestiert sein muss. Die überwiegende
Mehrheit der Antragsteller auf Taschengeld für
Untersuchungsgefangene geht nach den derzeitigen
Rechtsgrundlagen leider leer aus! Die Jobcenter und die
Agentur für Arbeit fühlen sich an die alte höchstrichterliche
und für den Justizvollzug komfortable Rechtsprechung zum
alten $ 21 BSHG nicht gebunden und setzen ihre recht-
lichen Vorgaben des SGB ll eins zu eins um. Es wird jetzt
offenbar, dass im Gesetzgebungsverfahren des SGB un-
sere Klientel keine ausreichende Berücksichtigung fand
und es zeigt sich einmal mehr, dass diese Gesetzgebung
gravierende handwerkliche Schwäche aufweist.

Ergebnis
Die Vollzugspraktiker sehen sich seit dem .1 .1.2005 mit

einer Situation konfrontiert, die uns Verhältnisse im Unter-
suchungshaftvollzug wie in den 80er Jahren beschert. Mit,
tellose Untersuchungsgefangene ohne Arbeitsmöglichkeit
im Vollzug haben kein angemessenes Auskommen mehr,
da kein Taschengeld zur Erfüllung der Bedürfnisse des täg-
lichen Lebens (Tabakwaren, Toilettenartikel, Getränke etc.)
mehr gewährt wird. Subkulturelle Machenschaften, die
längst überwunden geglaubt waren, holen uns nunmehr mit
allen negativen Begleiterscheinungen wieder ein,

Ausblick
Betroffene dieser Problemlage, aber auch Untersu-

chungsgefangene, denen Anträge auf Mietkostenübernah-
me abgelehnt wurden (hier wird von den Jobcentern
analog verfahren), sollten auf jeden Fall von ihrem Ein-
spruchsrecht Gebrauch machen. Es ist davon auszuge-
hen, dass hier entweder alsbald eine neue höchstrichterli-
che verbindliche Entscheidung zum Taschengeldanspruch
für U-Gefangene ergeht oder das SGB durch den Gesetz-
geber eine konstruktive Nachbesserung in diesem Bereich
erfährt. Für die Vollzugspraktiker ist die negative Situation
seit Einfuhrung der neuen Sozialgesetzgebung höchst un-
befriedigend. Wir erleben z.B. auch die arabesken Verhält-
nisse, dass Untersuchungsgefangene, die vor der lnhaftie-
rung den Status des Asylbewerbers oder Asylanten
innehatten, ihren Anspruch auf Taschengeld nach dem



Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) unproblematisch
durchsetzen können, weii dieser Personenkreis von der
neuen Gesetzgebung des SGB nicht betroffen ist. ln einem
häufig latent ausländerJeindlich eingestellten Gefangenen-
milieu sind solche Sachverhalte nur noch schwer bis gar
nicht mehrvermittelbar. Sie fördern Neid und Missgunst un-
ter den Gefangenengruppen und bergen jede Menge Po-
tential zur Klimavergiftung in den Untersuchungshaftein-
richtungen- Eine inakzeptable Ungleichbehandlung und
gefäh rliche Situationl

Die freien Straffälligenhilfevereine am Ort einer Unter-
suchungshafteinrichtung sind m.E. gut beraten, wenn sie
den verständlichen Begeh riichkeiten seitens betroffener U-
Gefangener und Leistungsträgern (man möge doch diese
offensichtllche Lücke sch Iießen) standhalten. Taschengeld
für Uniersuchungsgefangene und Mietkostenubernahmen
sind eine originär staatiiche Aufgabe! Begehrlichkeiten an
die Adresse der Stratfälligenhilfevereine ist daher eine kla-
re Absage zu erteilen.


